
Verkehrschaosund
Wohnraumnot: Die LSAP
stellt eine Resolutionzur
Lebensqualitäti mBezirk

Zentrumvor undfasst darin
eine Reihespezifischer
Problemezusammen.

Das Rad haben
die SozialistInnen

dabei nicht neu erfunden.

(sk) - Die SozialistInnen sor-
gen sich umdie "Lebensqualität
i m Bezirk Zentrum". So lautet
der Titel einer Resolution, die
beim LSAP−Bezirkskongress in
Lintgen Ende Januar angenom-
men und vergangenen Montag
vorgestellt wurde. Sie geht zu-
rück auf eineInitiative der Fem-
mes Socialistes des Bezirks aus
demJahr 1995. Seit 2001 befass-
te sich eine Arbeitsgruppe
mit den einzelnen Aspekten des
Themas.
Zur "Lebensqualität" gehören

nach Ansicht der SozialistInnen
unter anderem bezahlbarer
Wohnraum, ein moderner öffent-
licher Transport, ein öffentli-
ches Betreuungsangebot für alle
Schulkinder, aber auch die
"Wertschätzung der älteren Ge-
neration", wie einer der Punkte
der Resolutiongenannt wird, so-
wie Jugendarbeit, Kultur und
Tourismus.
"Besonders am Herzen liegt

uns die Lösung der Verkehrspro-
blematik. Sie gehört zu den
größten gesellschaftlichen He-
rausforderungen unseres Lan-
des", erklärteLSAP−Bezirkspräsi-
dent Jempi Klein und wies da-
rauf hin, dass die Stadt Luxem-
burg unddie Randgemeindeni m
Verkehrschaos zu ersticken
drohten. "Die aktuelle Regierung
hat offensichtlich kein Konzept,
umnotwendige Mobilität mit Le-
bensqualität und Umweltschutz
in Einklang zu bringen", meinte
der Bezirkspräsident. Die Auto-

lawinen verminderten an Werk-
tagen mit kilometerlangen Staus
schließlichauch die Lebensqua-
lität der EinwohnerInnen.

Allerweltsweisheit
Als Lösung nennt die LSAP

eine Allerweltsweisheit: Das
öffentliche Transportangebot
müsse verbessert werden. Zwar
habe Transportminister Henri
Grethen ein Gesetzesprojekt
zumBau einer Eisenbahn−Tram-
infrastruktur vorgelegt, sagte
Klein, schränkte aber ein: "Aller-
dings wird dadurch das Haupt-
problem, die Entlastung des
Stadtzentrums, nicht gelöst."
Nur durch die Anbindung der
Oberstadt unddergroßenAnzie-
hungsgebiete der Hauptstadt an
das Schienennetz könne die Ver-
kehrslage in Luxemburg und
Umgebungberuhigt werden. Das
ursprüngliche BTB−Konzept
müsse als Ganzes umgesetzt,
das Eisenbahnmaterial moderni-
siert und das Schienenstrecken-
netz so ausgebaut werden, dass
Luxemburg international nicht
isoliert dastehe.
Die LSAPbefürwortet darüber

hinaus zwar den Ausbau des
Flughafens bezüglich des Perso-
nentransports. Der Umwelt-
schutz müsse jedoch Vorrang
haben. Solehnen die SozialistIn-
nen einen weiteren Ausbau des
Frachtzentrums ab und befür-
worteneinenAbbaudes Konkur-
renzvorteils des Flugzeugs i m
Vergleichzur Bahn.
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Luxembourg−Ville, cité connectée
Lundi, l e collège échevinal de la ville de Luxembourg a
présenté aux commissions consultatives du conseil
communale son projet d' une nouvelle étape d'i nforma-
tisati on des services munici paux. Pl us qu' une si mple
améli oration de sa page web, le nouveau concept doit
être un élément essentiel du "e−Biergeramt" que la ville
a déjà mis en route. Ainsi le programme ambitieux(qui
vise à être opérationnel fi n 2007) prévoit d' équiper
d' un système "gprs" les autobus pour pouvoir offrir un
horaire "en temps réel". Ce service ne pourra pas seu-
lement être consulté sur i nternet, mais également dans
les abri bus et − pour qui veut s' y abonner − sur gsm.
Cet élément devrait déjà être offert fi n 2004. Dans
la "cité connectée", les démarches administratives tra-
diti onnelles, comme la commande de poubelles, les
changements d' adresse etc., pourront également être
effectuées onli ne. Mais Paul Hel mi nger rassure: tous
les services actuels conti nueront à être offerts en mo-
detraditi onnel.

Nixöko bei Auftragsvergabe
Ökologische und soziale Kriterien sowie fairer Handel
werden i n die Entschei dung um die Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen weiterhi n nicht mit ei nbezogen.
Dies kritisierte die Déi−Gréng−Fraktion nach der Sit-
zung der "Commissi on des Travaux Publics" an der An-
kündigung der Regierung. Der vor ei nem Jahr ange-
nommene Änderungsvorschlag der Grünen sei kurzer-
hand wieder aus dementsprechenden "Projet de règle-
ment grand−ducal" gestrichen worden, hei ßt es i n ei ner
Mitteil ung der Fraktion.
"Unsere Regierung erhebt i mmer wieder den An-
spruch, ei ne Politik zu betrei ben, die sich an den Pri n-
zi pien der Nachhalti gkeit ausrichtet. Bei der Reform
der Marchés Publics−Gesetzgebung hat sie nun mal
wieder unter Beweis gestellt, dass dies nicht so ist",
sagt die Grünen−Abgeordnete Renée Wagener. Das
Marchés−Public−Gesetz, auf dessen Basis die öffentli-
chen Aufträge vergeben werden, spielt ei ne besti m-
mende Rolle bei der Ausrichtung staatlich und kom-
munal fi nanzierter Baupolitik sowie bei m Warenei nkauf
und bei Dienstleistungsverträgen. Déi Gréng schl ug i m
Mai 2001 vor, die Liste der Kriterien durch ökologische
und soziale zu erweitern. Doch der Wille der Regierung
und des Staatsrates zur Nachhalti gkeit blei be ei n rei-
nes Lippenbekenntnis", stellt Renée Wagener fest.

Lange Wartezeiten bei Asylverfahren
Durchschnittlich 620 Tage dauert ei n Asylantragsver-
fahren i n Luxemburg. Dies ergab ei ne Studie des Se-
sopi−Centre I ntercommunautaire über die Dauer der
Asylprozedur von dem Moment an, i n dem der Antrag
gestellt wurde, bis zur ersten ministeriellen Entschei-
dung. Dabei wurden i nsgesamt 870 Dossiers vom No-
vember 2000 bis zum Oktober 2002 untersucht: I n
mehr als der Hälfte der Fälle (55 Prozent) dauerte das
Verfahren zwischen ei n und zwei Jahren, bei 29 Pro-
zent der ei ngereichten Anträge zwischen zwei und drei
Jahren. Während nur acht Prozent der AntragstellerI n-
nen bereits i nnerhalb der ersten sechs Monate ei ne
Antwort vom Justizmi nisteri um erhielten, gab es tat-
sächlich 19 Fälle, i n denen die Asyl bewerberI nnen
mehr als drei Jahre warten mussten.
Viel zu lange seien die Prozeduren − dari n si nd sich der
Fl üchtli ngsrat und das Ministeri um sogar ei ni g. Erste-
rer plädierte i n ei nem Pressekommuni qué "pour une
accélérati on de la procédure d' asile au niveau de la
phase administrative. Le Ministère dela Justice devrait
se donner les moyens nécessaires pour écouter con-
si dérablement la durée d'i nstructi on des dossiers."
I n den vom Sesopi−Centre vorgelegten Zahlen si nd die
Rekursprozeduren nicht mit ei nbezogen. Diese dauern
i n der Regel ei n Jahr.

DEUTSCHLAND−IRAK

Deutsche WaffenimIrak
Während Bundeskanzler
Gerhard Schröder an

seinemAnti−Kriegskurs
festhält, wickeln deutsche
Firmen Waffengeschäftei m
Irakab. An einer Aufklärung
ist dierot−grüne Regierung

offensichtlich wenig
interessiert.

großen Teil ein. "Wir gehen da-
vonaus, dasssiegenauwussten,
was sie taten", heißt es bei der
Staatsanwaltschaft. I m Falle ei-
ner Verurteilung rechne die Be-
hörde mit einer Mindeststrafe
von zwei Jahren für den Haupt-
beschuldigten. Der "Dolmet-
scher" konnte die Haftanstalt
hingegen bereits wieder unter
Auflagenverlassen.
Die Bielefelder Affäre könnte

als Beweis dafür dienen, dass
der Irak trotz aller beteuerten
Bereitschaft zur Kooperation
mit der Uno noch i mvergange-
nen Dezember versuchte, die
Aufrüstung mit Massenvernich-
tungswaffen fortzusetzen. Nach
Angaben des Leiters der Uno−In-
spektioneni mIrak, Hans Blix, ar-
beitet der Irak noch immer an
Raketen, die die erlaubte Reich-
weite von 150 Kilometern über-
schreiten. Jetzt soll ein Gutach-
ter prüfen, obdieinSteinfurt be-
stellten Teile diesemZweck die-
nensollten.

Lange Firmenliste
Die Bundesregierung hat auf

ihremAnti−Kriegskurs kein Inte-
resse daran, eine internationale
Diskussion über illegale deut-
sche Waffenlieferungen in den
Irak anzukurbeln. In diesemSin-
ne verlief i m Januar auch ein
Verfahren in Mannheim, das i m
Eiltempoinnerhalbvonzwei Wo-
chen abgeschlossen wurde. Da-
bei ging es um Bohrwerkzeuge
i m Wert von mehr als 200.000

Euro, diei mJahr 1999 über Jor-
danienin denIrak geliefert wur-
den. Sie seien nach Angabendes
Gerichtes dazu besti mmt gewe-
sen, Rohre für Geschütze herzu-
stellen, mit denenauchatomare,
biologische und chemische
Munition über eine Entfernung
von mehr als 50 Kilometernab-
gefeuert werdenkann.
Die Angeklagten gestanden

die Lieferung und wurden wegen
Verstoßes gegen das Außenwirt-
schafts− und das Kriegswaffen-
kontrollgesetz zu fünf Jahren
Haft bzw. zu einer zweieinhalb-
jährigen Bewährungsstrafe ver-
urteilt. Das Mannheimer Gericht
vermied es dabei, der Frage
nachzugehen, obi mIrak mit den
Bohrwerkzeugen tatsächlich Ar-
tilleriegeschützegebaut wurden.
Sollte das geschehensein, könn-
ten diese in einem Krieg gegen
britischeundamerikanischeSol-
daten eingesetzt werden. Das
Unternehmeneines derin Mann-
hei m Angeklagten stand zudem
auf der Liste der mehr als 80
deutschen Firmen, die i m
irakischen Waffendossier vom
Dezember 2002 genannt sind.
Die Listeist ein Teil des Berichts
der irakischen Regierung an die
Uno−Waffeninspekteure.
Bereits i mAugust 2002 beleg-

te das Fernsehmagazin"Report",
dass Siemens, dessen Name
ebenfalls auf der Liste steht,
großi mIrakgeschäft ist. So ver-
kaufte Iskratel, die slowenische
Tochter von Siemens, i m Jahr
1998ohne Genehmigungder Uno
für 13 Millionen US−Dollar digita-
le Telefonvermittlungsanlagenin
den Irak. Inzwischen ermittelt
die Staatsanwaltschaft München
indieser Sache.

(jw−dw)− Nicht alle Deutschen
sind auf Regierungskurs. So
manche Firma wittert in einem
Krieg gegen denIrak eine Chan-
ce. Vergangene Woche wurdeein
weiteres derartiges Geschäft be-
kannt. Wegendes versuchtenEx-
ports von Rüstungsgüternermit-
telt die Bielefelder Staatsanwalt-
schaft gegen zwei deutsche Ge-
schäftsleute aus dem Raum
Steinfurtin Nordrhein−Westfalen.
Der 63jährige Hauptbeschuldig-
te ist Besitzer eines Büros für
Wehrtechnik und Sicherheits-
projekte.
Nach Angaben der Staatsan-

waltschaft sei der Mann im De-
zember auf irakische Einladung
zu einer Messe nach Bagdad ge-
reist. Ein 49jähriger Deutscher
irakischer Herkunft habeihn als
Dolmetscher begleitet. Auf der
Messe wurden dem 63jährigen
offenbar vier Präzisionsteileaus-
gehändigt, die erin Deutschland
in hoher Stückzahl nachbauen
lassensollte.
"Zwei dieser Teile gehören

ohne Zweifel zu Raketenleitsy-
stemen, die übrigen sind Dual−
use−Güter", so ein Sprecher der
Staatsanwaltschaft gegenüber
der woxx. Der Hauptbeschuldig-
te habe versucht, in Deutsch-
land Firmen zufinden, die diese
Teile nachbauen konnten. Doch
ein in das Geschäft involvierter
deutscher Computerfachmann,
dem die Sache zu heiß wurde,
ließihnauffliegen.
Die Beschuldigten gestehen

denSachverhaltinzwischenzum

aktuell2
Als ein erhebliches Hindernis

für mehr Lebensqualität be-
zeichnet LSAP−Bezirksvizepräsi-
dentin Liane Kadusch−Roth au-
ßerdem die "erschreckende Si-
tuation auf dem Wohnungs-
markt". Für viele Menschen sei
es einfach nicht möglich, zu ei-
nemEigenhei mzukommenoder
sich eine bezahlbare Wohnung
zu mieten. So müssenlaut Pres-
semeldungen KäuferInnen zum
Beispiel selbst in einfachen La-
gen bis zu 480.000 Euro für ein
Einfamilienhaus bezahlen.
In Luxemburgfehlen nach An-

gaben Kadusch−Roths derzeit
20.000 bis 30.000 Wohnungenfür
Familien mit mittleren und nied-
rigen Einkommen. Angemesse-
ner Wohnraumwerdeall mählich
zu einemPrivileg. Als Grundfür
die "dramatischen Zustände"
nannte die Sozialistin unter an-
deremdie grassierende Spekula-
tion auf dem Grundstücks− und
Wohnungsmarkt, die die Preise
weiterhinindie Höhetreibt. Ihre
Partei fordert daher Staat und
Gemeinden auf, Bauland und
WohnungenzuangepasstenPrei-
senzur Verfügungzustellen. Die
LSAP unterstützt nicht nur die
langfristige Vermietung von Bau-
land, sondernaucheine progres-
sive Besteuerung von ungenütz-
temBauland.
Die Resolutionstelle, soJempi

Klein, einenRahmendar, der von
den einzelnen Sektionen ihren
spezifischen Gegebenheiten an-
gepasst werdenkönne, umdann,
wieesinder Einleitungzur Reso-
lution heißt, "in ein eigenes
Grundsatzprogramm auf loka-
ler undregionaler Ebene einzu-
fließen".


